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Berlin: Fünfzig Wolt-Beschäftigte und Sympathisant:innen versammelten sich am Montag, den 19.
Juni 2023, auf dem Platz vor dem Zentrum Kreuzberg am U Kottbusser Tor, um gegen die
Nichtzahlung von Löhnen, den Entzug der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall und andere
arbeitsrechtliche Bestimmungen zu protestieren. Auf ihrem Transparent stand „Wolt schuldet uns
Geld und Rechte“, gefolgt von dem Logo der Protestkampagne „ReWolt“ – eine Anspielung auf den
Namen des Unternehmens und das Wort „Revolte“.

Kampagne

Der Protest wurde vom Wolt Workers Collective organisiert, einem Netzwerk von Wolt-Beschäftigten
in Berlin, die bereits am 13. April dieses Jahres einen Protest organisiert hatten. Der Protest am
Montag war die Fortsetzung einer Reihe von Protesten, die die Arbeit„nehmer“:innen organisieren
wollen, bis sie ihre Grundrechte erhalten. Die jüngste Protestbewegung in Berlin begann, als einer
Flotte von 120 eingewanderten Arbeiter:innen über mehrere Monate hinweg die Bezahlung
verweigert wurde, was sich auf mehrere Tausend Euro an unbezahlten Löhnen belief. Sie waren von
Wolt über einen Subunternehmer angeheuert worden, der auf den Namen Ali hört und in Neukölln
in der Karl-Marx-Straße ein Geschäft für Handyzubehör namens Mobile World betreibt. Bei der
letzten Protestaktion fuhren die Arbeiter:innen mit dem Fahrrad vom U Karl-Marx-Straße zur Wolt-
Zentrale in Friedrichshain, wo sie der Wolt-Geschäftsführung eine schriftliche Charta mit ihren
Forderungen für die nicht gezahlten Löhne übergeben wollten. Mitglieder der Gruppe
Arbeiterinnenmacht waren dort anwesend, und wir wurden Zeu:ginnen, wie die Geschäftsführung
sich weigerte, auch nur aus ihren Büros zu kommen, um die Charta mit den Forderungen
entgegenzunehmen. Als Muhammad, der Anführer des Protests, versuchte, die Charta in den
Briefkasten des Unternehmens zu werfen, wurde ihm gesagt, dass Wolt keinen habe.

Was als Kampagne unbezahlter Arbeiter:innen begann, denen unter dem Vorwand der Ausrede eines
Subunternehmers der Lohn verweigert wurde, hat sich nun zu einem kollektiven Kampf entwickelt,
an dem auch direkt bei Wolt Angestellte beteiligt sind. Gemeinsam fordern sie die ihnen
zustehenden Löhne, Sicherheit am Arbeitsplatz, eine Entschädigung, ein Ende des ausbeuterischen
und illegalen Systems der Untervergabe von Aufträgen sowie bezahlten Urlaub im Krankheitsfall
und andere Rechte. Um ihrer Stimme Gehör zu verschaffen, organisierten sie am Montag eine
Protestveranstaltung, bei der eine Reihe von Arbeit¡nehmer“:innen sowie ihre Freund:innen und
Sympathisant:innen gegen die Ungerechtigkeiten sprachen, denen sie ausgesetzt sind.

Arbeiter:innen klagen an

„Ich bin ein Student mit Migrationshintergrund und kämpfe darum, hier in Deutschland mit meiner
Familie leben zu können“, sagte Muhammad, der Anführer des Protests. „Meine Frau und ich
arbeiten in Gelegenheitsjobs, um über die Runden zu kommen. Wolt hat mir drei Monate meines
Lohns gestohlen. Und ich bin nicht allein. Wir sind viele Student:innen mit Migrationshintergrund,
die sich in der gleichen Situation befinden und von diesem Unternehmen ausgebeutet werden. Weil
wir Migrant:innen sind, haben viele Studierende sogar Angst zu protestieren. Ich war achtmal
persönlich in der Wolt-Filiale, um meinen Lohn einzufordern. Der Geschäftsführer, den alle nur als
Ali von der Mobile World GmbH kennen, weigerte sich jedoch immer wieder und sagte schließlich,
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dass er von Wolt nicht dafür bezahlt wurde, unseren Lohn zu zahlen. Wenn wir Aufträge pünktlich
und mit ehrlichem Einsatz ausgeliefert haben, ist das Mindeste, was wir verdienen, dass wir bezahlt
werden! Jede Arbeit hat ihre Würde. Es ist ein Verbrechen, dass Menschen in diesem reichen Land
leben und Hungerlöhne erhalten.“

Seine Kollegin Shiwani Sharma, die ebenfalls ihren Lohn nicht erhalten hat, sprach über die Härten,
denen diese Arbeiter:innen infolge des Lohndiebstahls ausgesetzt sind. „Ich bin Studentin an einer
privaten Universität in Berlin und es ist schon sehr schwierig, mit den Herausforderungen der hohen
Miete und Studiengebühren fertigzuwerden“, sagte sie. „Ich bin im Dezember bei Wolt als Fahrerin
eingestiegen. Es war eiskalt, aber wir gingen von Tür zu Tür, um die Kund:innen mit Essen zu
versorgen. An manchen Tagen hatten wir starke Schmerzen in den Händen, weil das Wetter so kalt
war. Die ganze Zeit über saß die Geschäftsführung von Wolt in ihren gut geheizten Büros. Dank
unserer harten Arbeit bekommen sie das Geld, um ihre Büros zu heizen, aber dann nehmen sie uns
auch noch unseren mageren Lohn ab. Wir verdienen es, bezahlt zu werden! Und wir verdienen
zumindest einen Mindestlohn pro Stunde statt der Bezahlung pro Auftrag. Dieses System der
auftragsbezogenen Bezahlung muss abgeschafft werden!“

Ein anderer Fahrer indischer Herkunft, Abhay, beschrieb seine Erfahrungen mit Wolt als
Achterbahnfahrt. Ihm zufolge arbeiteten diese Arbeiter:innen in den eisigen Monaten Dezember und
Januar acht bis zehn Stunden, weil sie dachten, sie würden bezahlt, um ihre Universitätsgebühren
und andere Ausgaben bestreiten zu können. „Was bekomme ich nach dieser Arbeit? Wolt hat sich
geweigert, mich zu bezahlen. Ich dachte, sie würden mich im nächsten Monat bezahlen. Aber ich
habe für November, Dezember und Januar kein Geld bekommen. Die Personalabteilung von Wolt hat
sogar schon geleugnet, dass wir ihre Beschäftigten sind. Wir haben alles, um zu beweisen, dass wir
für Wolt gearbeitet haben. Wir wollen bezahlt werden.“

Janno, ein Freund der Arbeiter:innen von der Kampagne Welcome United, sagte, dass illegale
Geschäftspraktiken wie Lohndiebstahl gestoppt werden müssen. „Viele der Lieferdienste verletzen
täglich grundlegende Rechte und Gesetze auf dem Rücken ihrer Fahrer:innen“, sagte er. „Das ist
kein Zufall, kein Ausrutscher. Es ist ihr Geschäftsmodell.“

Lieferfahrer:innen von Gorillas, Lieferando und anderen Unternehmen dieser Art waren ebenfalls
anwesend, um ihre Argumente gegen prekäre Arbeit vorzubringen. Joey vom Workers Centre, der
auch ein Gorillas-Fahrer ist, sprach über die Notlage von Arbeitsmigrant:innen in der deutschen Gig-
Economy und stellte sie in den größeren europäischen Kontext des strukturellen Rassismus. Sie
verurteilten die Untätigkeit der griechischen Behörden und die europäische Gleichgültigkeit im
Allgemeinen gegenüber den pakistanischen, syrischen und anderen Opfern des jüngsten Ertrinkens
der Insass:innen eines überfüllten Bootes im Mittelmeer.

Zum Abschluss führte das Theater X einen theatralischen Sketch über die Notlage der betroffenen
Zusteller:innen auf.

Kapitalismus und Überausbeutung

Die Krise der Lebenshaltungskosten in Deutschland wird schon jetzt von Tag zu Tag unerträglicher.
Schon jetzt ist es für uns Beschäftigte so schwer, mit dem Mindestlohn über die Runden zu kommen.
Den Beschäftigten im prekären Sektor wird nun sogar dieser Lohn vorenthalten. Es ist absolut
beschämend, dass diese Praxis des Lohndiebstahls in einem so genannten demokratischen Staat wie
Deutschland stattfinden kann. Aber es zeigt auch, dass der Staat immer die Interessen der
Kapitalist:innenklasse vertritt.

Und deshalb müssen wir uns als Arbeiter:innen zusammenschließen und die Gewerkschaften zu
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kollektiven Kampforganisationen machen, die uns vertreten, aber wir brauchen auch eine
Arbeiter:innenpartei, die uns und unsere Interessen in Wirklichkeit vertritt.

Unser Genosse Martin hielt auf der Demonstration eine bewegende Rede. Er sagte, er sei Mitglied
der IG Metall (der größten Industriegewerkschaft in Deutschland und Europa), und auch wenn seine
Gewerkschaft einer anderen Branche angehöre, sei es wichtig, dass wir uns als gemeinsam
kämpfend verstehen.

„Das ist etwas, was die Gewerkschaften in Deutschland gar nicht oder nicht ausreichend tun. Das ist
etwas, was wir in den nächsten Jahren gemeinsam ändern müssen. Euer Ringen, euer Mut, euer
Kampf gegen Outsourcing, gegen Leiharbeit, gegen Lohnraub zeigt nicht nur, welche Maßnahmen
Wolt und andere kriminelle Kapitalist:innen ergreifen, um ihre Gewinne zu sichern. Es zeigt auch,
dass ihr keine Opfer seid und ihr euch wehren könnt, und ihr habt bewiesen, dass ihr euch
organisieren könnt und wir uns organisieren können. Deshalb ist es wichtig, dass wir Solidarität und
einen gemeinsamen Kampf mit den Gewerkschaften im gleichen Sektor wie der NGG, ver.di und
allen anderen fordern, denn der Kampf, den ihr führt, ist nicht nur für euch wichtig, er wird auch für
die gesamte Arbeiter:innenklasse wichtig sein. Je mehr sich der prekäre Sektor ausweitet, desto
mehr werden die Löhne überall gedrückt! Deshalb ist es nicht nur eine Frage der Solidarität,
sondern auch eine Frage des Eigeninteresses aller Arbeiter:innen, diesen Kampf zu unterstützen.
Wir müssen unabhängig vom Wetter Lebensmittel kaufen und Miete zahlen, und deshalb müssen wir
das System in Frage stellen, das hinter dem Diebstahl eines Lohns steckt, der selbst für die Deckung
der Grundbedürfnisse nicht ausreicht. Hunderte Millionen von Migrant:innen, Frauen und die am
stärksten benachteiligten und unterdrückten Teile der Arbeiter:innenklasse werden durch die
Ausweitung der Gig-Economy in diese Bedingungen getrieben. Wenn wir ein Ende dieses Systems
wollen, müssen wir auch das Recht auf die Gewinne in Frage stellen, die Lieferando, Wolt, Flink und
all die anderen für sich selbst erzielen. Wenn sie nicht bereit sind, die Löhne pünktlich zu zahlen,
wenn sie nicht bereit sind, Löhne zu zahlen, die zum Leben reichen, dann sollten diese Unternehmen
entschädigungslos enteignet werden! Wir müssen aus einem System, das auf Ausbeutung,
Rassismus, Krieg und Unterdrückung fußt, Geschichte machen!“

Es ist nicht das erste Mal, dass die Frage der Enteignung in Berlin auf die Straße gebracht wird. Im
Jahr 2021 war das Volksbegehren „Deutsche Wohnen & Co enteignen“ erfolgreich, auch wenn der
Gesetzgeber den Willen der Berliner Bevölkerung, die angesichts der Wohnungs- und Mietkrise für
die Enteignung der Immobiliengesellschaft Deutsche Wohnen und anderer gestimmt hat, nicht
umgesetzt hat. „Wir sind nicht länger bereit, mit unseren überhöhten Mieten die Gewinne der
Aktionär:innen zu finanzieren“, heißt es auf deren Website. Die Profite der Unternehmen, die von
den Privilegien der Kapitalist:innenklasse durch prekäre Gig-Arbeit profitieren, werden nun
zunehmend in Frage gestellt. Auch einige deutsche Schüler:innen waren zu der Demonstration
gekommen, um ihre Solidarität mit den unbezahlten eingewanderten Arbeiter:innen zu bekunden.
„Die Tatsache, dass das Management nicht bereit ist, euch zu bezahlen, ist eine Frechheit“, sagte
Kai, der auch Mitglied der kommunistischen Jugendgruppe Revolution ist. „Als Jugendliche, die sich
für unsere Zukunft interessieren, sehen wir die Notwendigkeit, uns mit eurem aktuellen Kampf und
mit dem Kampf der ganzen Welt zu vereinen. Heute sind wir Student:innen oder Auszubildende und
eines Tages werden wir Arbeiter:innen sein. Euer Kampf jetzt ist auch ein Kampf für unsere Zukunft.
Auch wir werden von demselben System unterdrückt, das euch unterdrückt.“ Als er seine Rede
beendete, rief die Menge unisono: „Student:innen und Arbeiter:innen, vereinigt euch und kämpft!“

Eine Solidaritätsbotschaft des Sprechers der Vernetzung für kämpferische Gewerkschaften (VKG)
lautete: „Ich drücke meine Solidarität mit eurem Kampf aus. Als jahrzehntelang aktiver
Gewerkschafter muss ich sagen, dass es eine Schande ist, dass die Nichtbezahlung von
Arbeit„nehmer“:innen in diesem Land wieder möglich ist. Dass das Mindestrecht der Lohnarbeit,
dass der Lohn gezahlt wird, nicht respektiert wird! Die Gewerkschaften des DGB, die Parteien, die



für sich in Anspruch nehmen, die arbeitenden Menschen zu vertreten, SPD und Linkspartei, müssen
dafür kritisiert werden, dass sie die Gesetze für Leiharbeit und Plattformökonomie zulassen, die die
Rechte der Arbeiter:innen ausgehöhlt haben. Es ist ihre Pflicht, für die Wiederherstellung dieser
Rechte und für die Verteidigung der betroffenen Beschäftigten zu kämpfen.“

Positiv war, dass Ferat Koçak von der Partei DIE LINKE Neukölln unserem Aufruf zur Solidarität
gefolgt ist. Da Ferat terminlich verhindert war, bekundete an seiner Stelle Genosse Daniel seine
Solidarität. Wir rufen alle linken Kräfte und Gewerkschaften auf, gleichermaßen zu reagieren und
diese Bewegung als aktiven Kampf mit aufzubauen. Schließlich liegt es im Eigeninteresse aller
Lohnabhängigen, die Ausweitung prekärer Arbeit zu verhindern und gemeinsam für die
Durchsetzung von Mindestlöhnen und anderen grundlegenden Arbeitsrechten für alle zu kämpfen!
Deshalb rufen wir in einem ersten Schritt alle auf, am 27. Juli zur Gerichtsverhandlung zu
erscheinen, damit auch die Gerichte wissen, dass wir zusammenstehen.

Hoch die Internationale Solidarität!


